
Erwähnung  längerer
Abwesenheiten  im
Arbeitszeugnis
geschrieben von Sandra Wittich | Oktober 19, 2018
Das Bundesgericht hat sich in einem kürzlich veröffentlichten
Urteil aus dem Bereich des öffentlichen Personalrechts (Urteil
des Bundesgerichts 8c_134/2018 vom 17. September 2018) ein
weiteres  Mal  mit  der  Frage  auseinandergesetzt,  ob  und
inwiefern längere Abwesenheiten der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers im Arbeitszeugnis erwähnt werden dürfen.

Bei der Beschwerdeführerin handelte es sich im vorliegenden
Fall  (BGer  8c_134/2018  vom  17.  September  2018)  um  eine
Gerichtsschreiberin,  die  beim  Bundesverwaltungsgericht
angestellt war. Fast die halbe Dauer des Arbeitsverhältnisses
war sie wegen Krankheit und Mutterschaftsurlaub abwesend.

Das Bundesgericht erwog zunächst unter Verweis auf frühere
Urteile im Wesentlichen, dass die Formulierung und Wortwahl
des Arbeitszeugnisses grundsätzlich dem Arbeitgeber überlassen
sei. Der Arbeitnehmer habe keinen Anspruch auf eine bestimmte
Formulierung (vgl. E. 5.2.3). Ein qualifiziertes Zeugnis bzw.
Vollzeugnis  solle  einerseits  das  berufliche  Fortkommen  des
Arbeitnehmers  fördern  und  deshalb  wohlwollend  formuliert
werden.  Andererseits  solle  es  künftigen  Arbeitgebern  ein
möglichst  getreues  Abbild  von  Tätigkeit,  Leistung  und
Verhalten des Arbeitnehmers geben, weshalb es grundsätzlich
wahr und vollständig zu sein habe. Ein qualifiziertes Zeugnis
dürfe  und  müsse  daher  bezüglich  der  Leistungen  des
Arbeitnehmers auch negative Tatsachen erwähnen, soweit diese
für seine Gesamtbeurteilung erheblich seien. Dies treffe auf
eine Krankheit zu, die einen erheblichen Einfluss auf Leistung
oder Verhalten des Arbeitnehmers hatte oder die Eignung zur
Erfüllung der bisherigen Aufgaben in Frage stellte und damit
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einen sachlichen Grund zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses
bildete. Eine geheilte Krankheit, welche die Beurteilung der
Leistung  und  des  Verhaltens  nicht  beeinträchtigt,  dürfe
dagegen nicht erwähnt werden. Längere Arbeitsunterbrüche seien
–  auch  wenn  sie  krankheitsbedingt  waren  –  in  einem
qualifizierten Zeugnis zu erwähnen, wenn sie im Verhältnis zur
gesamten Vertragsdauer erheblich ins Gewicht fallen und daher
ohne Erwähnung bezüglich der erworbenen Berufserfahrung ein
falscher Eindruck entstünde. Massgebend seien die Umstände des
Einzelfalls. Gemäss der Lehre dürften gegen den Willen des
Arbeitnehmers  andere  Abwesenheiten  wie  Militärdienst,
Mutterschaftsurlaub  oder  unbezahlter  Urlaub  sowie
Freistellungen  nur  erwähnt  werden,  wenn  –  wie  bei  einer
Krankheit  –  die  Dauer  der  Abwesenheit  im  Verhältnis  zur
gesamten Dauer des Arbeitsverhältnisses erheblich ins Gewicht
falle und das Zeugnis dadurch an Aussagewert einbüsse (vgl.
zum Ganzen E. 5.2.1 f.).

Das  Bundesgericht  erwog  weiter,  dass  die  Absenzen  der
Beschwerdeführerin  erheblich  ins  Gewicht  fielen  und  im
Arbeitszeugnis erwähnt werden müssen, da sie fast die halbe
Dauer  des  Arbeitsverhältnisses  ausmachten.  Andernfalls
entstünde  ein  falscher  Eindruck  bezüglich  der  vorhandenen
Berufserfahrung der Beschwerdeführerin, welche zudem bei der
Beschwerdegegnerin ihre erste Vollzeitstelle nach dem Studium
angetreten hatte (vgl. zum Ganzen E. 5.3.1).

Das  Bundesgericht  hielt  des  Weiteren  fest,  dass,  wenn
Arbeitsunterbrüche erwähnt werden müssen, weil andernfalls ein
falsches Bild über die erworbene Berufserfahrung entstünde, es
der Grundsatz der Vollständigkeit und das Gebot der Klarheit
eines  Arbeitszeugnisses  gebiete,  auch  die  Gründe  für  die
Abwesenheit  aufzuführen.  Ein  potentieller  Arbeitgeber  würde
die  Abwesenheit  hinterfragen  und  sich  nach  den  Gründen
erkundigen. Entgegen den Ausführungen der Beschwerdeführerin
lasse  daher  nicht  die  Angabe  von  Gründen  Raum  für
Spekulationen, sondern im Gegenteil deren Nichterwähnung, was



nicht im Interesse der Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmers liege
(vgl. zum Ganzen E. 5.3.3).

Schliesslich  prüfte  das  Bundesgericht  die  Fragen,  ob  die
Nennung  des   Abwesenheitsgrundes  der  Mutterschaft  im
Arbeitszeugnis sich nachteilig auf das berufliche Fortkommen
der  Beschwerdeführerin  auswirken  könnte  und  gegen  die
Bestimmungen des Gleichstellungsgesetz verstosse. Beides hat
das Bundesgericht verneint (siehe E. 5.3.3).

Vollzeit bis zum ersten Kind
(oder Mann)
geschrieben von Daniel Kopp | Oktober 19, 2018
Teilzeitarbeit ist bei Frauen beliebt und weit verbreitet,
aber  tückisch,  weil  sie  die  Karriere  behindert  und  damit
Ungleichheit zementiert. Die Kinderbetreuung ist die stärkste
Erklärung für den unterschiedlichen Beschäftigungsgrad.

Der Anteil Erwerbstätiger, die einer Teilzeitarbeit nachgehen,
hat in den vergangenen Jahrzehnten deutlich zugenommen. Von
1970 bis 2016 stieg der Anteil in der Schweiz von 12 auf 35
Prozent. Das ist, auch im Vergleich mit anderen europäischen
Ländern,  viel.  Vor  allem  aber  ist  in  der  Schweiz  die
Diskrepanz  zwischen  den  Geschlechtern  besonders  ausgeprägt.
Die  Teilzeitquote  der  Männer  –  16  Prozent  –  liegt  nur
geringfügig  über  dem  Schnitt  der  OECD-Länder.  Anders  die
Frauen: 57 Prozent von ihnen arbeiten zu einem reduzierten
Pensum. Nur in den Niederlanden sind es noch mehr.

Der öffentliche Dienst im Teilzeitrevier
Für eine kleine Studie, die im Rahmen der KOF-Analysen der ETH
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Zürich  erschienen  ist,  habe  ich  die  Schweizerische
Arbeitskräfteerhebung  SAKE  der  Jahre  2010  bis  2015
ausgewertet.  Damit  die  Ergebnisse  nicht  durch
ausbildungsbedingte  Effekte  verzerrt  werden,  habe  ich
lediglich die 25- bis 64-Jährigen betrachtet und die Lernenden
zusätzlich ausgeschlossen (Tabelle 1). 

Ausgesprochen heterogen ist die Verteilung der Teilzeitarbeit
nach Branchen. Im Baugewerbe arbeiten nur 12 Prozent Teilzeit,
die Beschäftigten in privaten Haushalten dagegen sind zu 77
Prozent im Teilpensum angestellt. Generell ist Teilzeitarbeit
im Gewerbe und in der Industrie weniger verbreitet als im
Dienstleistungssektor.  Aber  auch  innerhalb  des  letzteren
zeigen  sich  markante  Unterschiede.  Finanz-  und
Versicherungsdienstleistungen  sowie  Informatik  und
Kommunikation weisen einen Teilzeitanteil von nur 20 bzw. 23
Prozent auf; die typischen Branchen im öffentlichen Dienst
Erziehung und Unterricht sowie Gesundheits- und Sozialwesen
kommen dagegen auf 60 Prozent. Es überrascht kaum, dass der
Anteil Teilzeiterwerbstätiger stark mit dem Frauenanteil in
einer Branche zusammenhängt.



Teilzeitarbeit  wird  häufig  positiv  bewertet  –  auch  in
gewerkschaftlichen  Kreisen.  Es  wird  argumentiert,  dass
Teilzeitarbeit die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördert
und  dadurch  wesentlich  zur  Integration  der  Frauen  in  den
Arbeitsmarkt beigetragen hat. Zudem erleichtere Teilzeitarbeit
jungen Leuten den Einstieg in den und Älteren den Ausstieg aus
dem Beruf. Das vom Seco herausgegebene (und von Arbeitgeber-
und Gewerbeverband unterstützte) KMU-Handbuch sieht Vorteile
auch  auf  Arbeitgeberseite:  Dank  Teilzeitarbeit  könnten
Verantwortung und Know-how auf mehr Schultern verteilt werden.
Mitarbeitende  mit  Betreuungsaufgaben  blieben  dem  Betrieb
erhalten. Und sowieso seien Teilzeitbeschäftigte tendenziell
ausgeglichener, produktiver und motivierter.

Notorische Untervertretung
Wenn  –  selten  –  auf  negative  Seiten  der  Teilzeitarbeit
hingewiesen  wird,  dann  geht  es  um  schlechtere  soziale
Absicherung  (etwa  bei  der  zweiten  Säule),  um  reduzierte
Weiterbildungsmöglichkeiten  und  um  geschmälerte
Aufstiegschancen. In meiner Untersuchung bin ich der Frage
nach  dem  Einfluss  des  Beschäftigungsgrades  auf  die
Berufskarriere  mit  statistischen  Methoden  nachgegangen.  Ist
Teilzeitarbeit ein Karrierehindernis? Schon der erste Blick
auf  die  Verteilung  von  Voll-  und  Teilzeitstellen  auf  der
Führungsebene von mittleren und grossen Unternehmen (20 und
mehr  Mitarbeitende)  zeigt,  dass  die  Vollzeitstelle  klar
dominiert (Tabelle 2). Mitglieder von Geschäftsleitungen haben
zu 87 Prozent eine Vollzeitstelle inne; 11 Prozent besetzen
ein Pensum zwischen 50 und 90 Prozent, nur 2,4 Prozent liegen
darunter. Der Anteil der Vollzeitleute liegt hier deutlich
höher  als  im  Durchschnitt.  Und  logischerweise  auch  der
Beschäftigungsgrad: 95 Prozent (Geschäftsleitung) gegenüber 87
Prozent (Gesamtheit).



Nachgerade notorisch ist die hartnäckige Untervertretung von
Frauen in gehobenen Positionen – aber die Frage bleibt: Hängt
das mit dem Beschäftigungsgrad zusammen – und wenn ja, wie? Im
Durchschnitt sind 8,8 Prozent der Beschäftigten in mittleren
und grossen Unternehmen Mitglied der Geschäftsleitung, 11,6
Prozent der Männer und 5,2 Prozent der Frauen. Die Differenz
zwischen den Geschlechtern liegt also bei 6,4 Prozentpunkten.
Dieser Wert wird kleiner, wenn man dem Umstand Rechnung trägt,
dass  sich  Männer  und  Frauen  hinsichtlich  verschiedener
Dimensionen  unterscheiden,  die  einen  Einfluss  auf  die
Wahrscheinlichkeit  für  eine  Leitungsposition  haben.  Werden
Frauen  und  Männer  gleichen  Alters,  gleicher  Bildungsstufe,
derselben  Nationalität  und  identischer  Branche  verglichen,
beträgt die Differenz noch 5,1 Prozentpunkte. Rechnet man den
– offenkundig geringen – Einfluss des Dienstalters heraus,
verbleiben 5 Prozentpunkte.

Dieser Wert sinkt nun noch einmal deutlich – nämlich auf 2,8
Prozentpunkte,  also  beinahe  auf  die  Hälfte  –,  wenn  man
zusätzlich den Einfluss des Beschäftigungsgrads kontrolliert.
Von der ursprünglich festgestellten Untervertretung der Frauen
auf der Geschäftsleitungsetage kann demnach ein Drittel durch
den  Beschäftigungsgrad  erklärt  werden.  Dies  zeigt,  dass
Teilzeitarbeit ein nicht zu unterschätzendes Karrierehindernis
ist, unter dem besonders Frauen leiden, da sie viel häufiger



Teilzeit  arbeiten  als  Männer.  Zwei  Dinge  sind  speziell
auffällig.  Zum  einen  setzt  der  negative  Effekt  der
Teilzeitarbeit  bereits  bei  «leichter»  Teilzeit  (Pensen  im
Umfang von 70 bis 89 Prozent) ein. Schon dann reduziert sich
die Wahrscheinlichkeit, Mitglied der Geschäftsleitung zu sein,
drastisch (um 4,8 Prozentpunkte). Noch kleinere Pensen senken
diese  Chance  zwar  weiter,  aber  der  stärkste  Effekt  tritt
gleich zu Beginn auf, beim Wechsel von einer Vollzeitstelle
auf ein (hohes) Teilzeitpensum.

Männer noch stärker «bestraft»
Zweitens  zeigt  sich,  dass  Teilzeitarbeit  für  beide
Geschlechter  eine  Karrierebremse  darstellt,  indem  sie  die
Wahrscheinlichkeit,  in  einer  Geschäftsleitung  zu  sitzen,
drastisch reduziert. Bei Männern ist dieser Effekt sogar noch
ausgeprägter als bei Frauen, jedenfalls bei hochprozentiger
Teilzeitarbeit. Das Pensum zwischen 70 und 89 Prozent bewirkt
bei  den  Frauen  eine  um  3,4  Prozentpunkte  geringere
Geschäftsleitungs-Wahrscheinlichkeit,  bei  den  Männern  sackt
diese gleich um 7 Prozentpunkte ab. Bei den kleineren Pensen
ist dieser Geschlechterunterschied kaum mehr sichtbar, und bei
den  ganz  kleinen  sind  die  Fallzahlen  der  Männer  für  eine
vernünftige Schätzung ohnehin zu gering.

Was Frauen wirklich wollen
Kann  aus  diesem  Befund  wirklich  abgeleitet  werden,  dass
Teilzeitarbeit  karrierehemmend  wirkt?  Man  könnte  einwenden,
dass die Teilzeitarbeitenden vielleicht nicht «zufällig» keine
Vollzeitstelle  innehaben.  Sondern  dass  sie  reduziert  tätig
sind, weil sie weniger an Karriere interessiert sind, weil sie
weniger  nach  Verantwortung  streben  oder  weil  sie
ausserberufliche  Tätigkeiten  höher  gewichten  als  die
Vergleichsgruppe  «Vollzeit».  Dann  wäre  die
Teilzeitbeschäftigung gar nicht der Grund für die fehlende
Führungsverantwortung,  sondern  wie  diese  die  Folge  der



persönlichen oder charakterlichen Disposition. Letztere lässt
sich nicht so einfach erheben – bloss mittelbar. Man kann zum
Beispiel  schauen,  wie  sich  die  obigen  Wahrscheinlichkeiten
verschieben,  wenn  zusätzlich  noch  der  Familiensituation
Rechnung getragen wird. Denn das Vorhandensein von Kindern im
Haushalt  verschiebt  eventuell  die  Prioritäten:  weg  vom
beruflichen Erfolg und hin zur Familie. Möglicherweise ist
diese  Prioritätenverschiebung  für  Männer  und  Frauen
unterschiedlich.  Doch  am  beschriebenen  Karriererückstand
ändert die Familiensituation kaum etwas. Das Vorhandensein von
Kindern  (und  somit  die  mutmasslich  stärkere  Präferenz  für
ausserberufliches  Engagement)  kann  die  geringere  Vertretung
von  Frauen  in  Leitungspositionen  nicht  erklären.  Die
Erklärungskraft der Teilzeitarbeit bleibt unverändert gross.

Zwar  haben  Kinder  keinen  direkten  Einfluss  auf  die
Wahrscheinlichkeit, eine Leitungsposition innezuhaben. Dafür
aber einen indirekten. Und zwar, weil sie Frauen und Männer in
sehr  unterschiedlichem  Mass  zu  Teilzeitarbeit  bewegen.  So
nennen  teilzeitarbeitende  Frauen  viel  häufiger  als
teilzeitarbeitende  Männer  die  Betreuung  von  Kindern  als
Begründung für das reduzierte Pensum. Und auch statistisch
lässt sich aufzeigen, dass das Vorhandensein von Nachwuchs die
weibliche «Beschäftigungslücke» zu grossen Teilen erklärt. Die
Rechnung  geht  so:  Männer  weisen  im  Durchschnitt  einen
Beschäftigungsgrad von 85, Frauen einen von 53 Prozent auf.
Differenz:  32  Prozentpunkte.  Der  Einbezug  von  Alter,
Nationalität  und  Ausbildung  reduziert  den  Unterschied  nur
minimal  (auf  31  Prozentpunkte).  Nimmt  man  zusätzlich  die
Branchencharakteristika  ins  Modell  auf,  fallen  nochmals  5
Prozentpunkte des Unterschieds weg.

Den grössten Beitrag zur Erklärung der Differenz leistet indes
die  Haushaltgrösse  (Diagramm  1).  Vergleicht  man  Frauen  in
Einpersonenhaushalten mit dem Total der Männer, reduziert sich
die unerklärliche Differenz im Beschäftigungsgrad auf gerade
noch 7,8 Prozentpunkte. Mehr als die Hälfte der ursprünglichen



Differenz lässt sich also durch das Vorhandensein weiterer
Haushaltsmitglieder «erklären». Deren Präsenz wirkt sich auf
Männer und Frauen tatsächlich höchst unterschiedlich aus. Das
lässt sich belegen, wenn man nur gleich alte und gleich gut
ausgebildete Personen vergleicht, welche dieselbe Nationalität
haben und in derselben Branche arbeiten. Dabei zeigt sich,
dass der Beschäftigungsgrad von Männern durch die Anwesenheit
weiterer  Haushaltsmitglieder  nicht  oder  sogar  positiv
beeinflusst wird. Männer in Einpersonenhaushalten weisen einen
(bereinigten) Beschäftigungsgrad von 87 Prozent auf, Männer in
Fünfpersonenhaushalten einen von 90 Prozent.

Partner und andere Kinder
Ein gänzlich anderes Bild zeigt sich bei den Frauen. Deren
Beschäftigung sinkt von 85 Prozent im Einpersonenhaushalt auf
45 Prozent im Fünfpersonenhaushalt. Interessant ist die erste
Etappe:  Schon  im  Zweipersonenhaushalt  liegt  der
Beschäftigungsgrad von Frauen nur noch bei 78 Prozent. Die



zweite Person im Haushalt ist aber in vielen Fällen kein Kind,
sondern der Partner. Bös formuliert: Frauen reduzieren ihren
Beschäftigungsgrad also bereits vor dem ersten Kind, um ihren
Männern die Schuhe zu putzen, die Unterhosen zu waschen und
das  Wohnzimmer  staubzusaugen.  Das  Sinken  des
Beschäftigungsgrades der Frauen ist im Übrigen nicht primär
auf  einen  Totalausstieg  einzelner  aus  dem  Arbeitsmarkt
zurückzuführen.

Es gibt weitere Evidenz für die unterschiedlichen Auswirkungen
von Kindern auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen und Männern.
Wir sehen, dass der Beschäftigungsgrad der Frauen regelrecht
einbricht, sobald ein Kind unter 2 Jahren im Haushalt wohnt
(Diagramm 2). Gleichzeitig steigt der Beschäftigungsgrad der
Männer dann sogar an! Mit steigendem Alter des jüngsten Kindes
hebt sich auch der durchschnittliche Beschäftigungsgrad der
Frauen wieder, aber nur sehr langsam. Dies deutet darauf hin,
dass die Reintegration nach einem Erwerbsunterbruch oder nach
einer  starken  Reduktion  des  Erwerbspensums  nur  schleppend
verläuft. Auch der Vergleich mit dem Ausland deutet darauf
hin, dass die Rückkehr in den Arbeitsmarkt für junge Schweizer
Mütter besonders harzig ist. Während kein anderes Land in
Europa einen höheren Anteil erwerbstätiger Frauen ohne Kinder
hat, rutscht die Schweiz auf Platz 11 ab, wenn Frauen mit
Kindern unter 6 Jahren verglichen werden – und sogar auf Platz
13 bei Frauen mit Kindern zwischen 6 und 11 Jahren.



Eine freie Entscheidung?
Wer hindert die jungen Mütter am Wiedereinstieg und an höheren
Pensen?  Die  Gründe  sind  vielschichtig.  Traditionelle
Rollenbilder sind mit Sicherheit ein wichtiger Grund für den
Rückzug. Solange Frauen im Durchschnitt weniger verdienen als
Männer, ist eine solche Entscheidung zudem allzu häufig auch
rational.  Ein  weiterer  Punkt  ist  das  Fehlen  von
Kinderbetreuungsangeboten.  Schweizer  Familien  werden  im
internationalen  Vergleich  überproportional  stark  durch
Ausgaben für die familienergänzende Kinderbetreuung belastet.
Die öffentliche Hand hält sich stark zurück.

Teilzeitarbeit ist selbstverständlich nicht per se schlecht.
Aber sie sollte eine freiwillige Entscheidung sein. Und damit
echte  Wahlmöglichkeiten  bestehen,  müssen  einige
Voraussetzungen  erfüllt  sein.  So  gilt  es  Bedingungen  zu
schaffen, die es auch Vollzeitarbeitenden erlauben, Beruf und



Familie  unter  einen  Hut  zu  bringen.  Das  fordert  die
Arbeitgeber ebenso wie die öffentliche Hand. Weiter muss die
Benachteiligung  von  Teilzeitbeschäftigten  beseitigt  oder
wenigstens  abgeschwächt  werden,  auch  bei  den
Sozialversicherungen.  Es  sollte  nicht  nur  in  den  unteren
Hierarchiestufen Teilzeitangebote geben, sondern auch «oben».
Und zwar für Frauen und Männer. Der dritte Punkt sind die
klassischen  Rollenvorstellungen,  was  Haushalt-  und
Betreuungsaufgaben angeht. Auch hier müssen die Verhältnisse
ausgeglichener  werden.  Will  heissen:  Männer  dürfen  nicht
länger davon ausgehen, dass ein Wesen im Hintergrund ihre
Socken wäscht und das Bad putzt. Und Frauen müssen sich bei
der  Aushandlung  partnerschaftlicher  Pflichtenhefte  auf  die
Hinterbeine stellen. 

Lohnvergleich 2018
geschrieben von Sandra Wittich | Oktober 19, 2018
Im  Lohnvergleich  2018  fallen  der  Kanton  Zürich  mit  einer
Teuerungszulage von 0.5%, und weniger sichtbar, der Kanton
Solothurn  mit  dem  stets  gewährten  Stufenanstieg  auf.  Im
Gegensatz dazu hat der Kanton Zug im Rahmen des Massnahmen-
Projektes  «Finanzen  2019»  alle  Beförderungen  ausgesetzt.
Andere  Kantone  und  Gemeinden  erhöhten  die  Ausgaben  für
individuelle Lohnerhöhungen oder für die Leistungslöhne.

Öffentliches Personal Schweiz publiziert seit dreizehn Jahren
regelmässig im Herbst den Lohnvergleich, der den Betrachtern
ein Instrument in die Hand gibt, um sich bezüglich einzelner
Berufe oder Berufsgruppen ein Bild zur eigenen Lohneinreihung
zu machen. Die Berufe in der öffentlichen Verwaltung sind so
vielschichtig, dass nicht alle Berufe berücksichtigt werden
konnten. Der Lohnvergleich enthält darum nur Berufe, die sehr
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häufig ausgeübt werden und somit für viele Leserinnen und
Leser  brauchbare  Vergleiche  bieten.  Einzelne  Kantone  und
Gemeinden äusserten den Wunsch, anonym zu bleiben, weshalb
diese  in  den  Tabellen  durch  Zahlen  ersetzt  wurden.  Eine
Zuordnung der nicht anonymisierten Gemeinden und Kantone ist
mittels  des  Schlüssels  auf  www.oeffentlichespersonal.ch  /
Dienstleistungen / Lohnvergleich möglich.

Auf den folgenden Seiten ist eine Auswahl von Berufsfunktionen
und  den  entsprechenden  Gehälter  abgedruckt.  Weitere
Lohntabellen  sind  hier  zu  den  folgenden  Berufen  des
öffentlichen  Personals  einsehbar:

Bürohilfe
Sekretär/in
Controller/in
Chef-Programmierer/in
Steuerrevisor/in
Juristische(r) Sekretär/in
Gerichtsschreiber/in
Untersuchungsrichter/in
Departements-Sekretär/in
Berufsberater/in
Hilfspolizist/Politesse
Betreuer/in im Strafvollzug
Polizist/in
Polizei Postenchef/in
Wegmacher/in, Betriebsangestellte/r
Küchenchef/in
Hauswart/in für Schulanlagen
Wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in
Techniker/in mit Führungsfunktion
Kreisförster/in
Sekretär/in auf Gemeindekanzlei
Gemeindeschreiber/in
Finanzverwalter/in
Bauverwalter/in
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Kindergärtner/in
Primarlehrer/in
Sek./Bez.-Lehrer/in
Berufsschullehrer/in
Mittelschullehrer/in
Oberarzt/Oberärztin
Assistenzarzt/Assistenzärztin
Pflegefachperson I
Pflegefachperson II
Pflegefachperson mit spez. Ausbildung
Dipl. Sozialarbeiter/in

Dank  den  Meldungen  der  Personalämter  konnten  kleinere  und
grössere Korrekturen in den Lohntabellen vorgenommen werden.
Werden  Lohnanpassungen  oder  Fehler  in  den  Tabellen
nachgemeldet,  so  werden  diese  auf  der  Website  gerne  und
umgehend nachgeführt werden.

Die  Gehälter  der  Lehrkräfte  stammen  aus  der
Besoldungsstatistik  des  Dachverbandes  der  Lehrerinnen  und
Lehrer Schweiz LCH

Das  Arbeitszeugnis  als
häufiger Streitpunkt
geschrieben von Sandra Wittich | Oktober 19, 2018
Häufiger  Streitpunkt  zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber
nach  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  ist  das
Arbeitszeugnis.  Ein  kurzer  Überblick  über  die  wichtigsten
Fragen rund um das Thema Arbeitszeugnis.

https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2018/09/das-arbeitszeugnis-als-haeufiger-streitpunkt
https://oeffentlichespersonal.ch/verbaende/2018/09/das-arbeitszeugnis-als-haeufiger-streitpunkt


Ausgangslage
Das  Arbeitszeugnis  ist  –  meist  nach  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses  –  ein  häufiger  Streitpunkt  zwischen
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Arbeitsrechtliche Streitigkeiten
betreffen  oft  ausschliesslich  oder  zumindest  teilweise  das
Arbeitszeugnis.  Die  Grundsätze  für  das  Arbeitszeugnis  im
öffentlichen Dienst sind grundsätzlich die gleichen wie im
Privatrecht (vgl. hierzu Roland Müller / Philipp Thalmann,
Streitpunkt Arbeitszeugnis, S. 19 ff.) Das Personalgesetz des
Kantons  Basel-Stadt  sowie  die  entsprechenden
Ausführungsbestimmungen enthalten – im Gegensatz zu anderen
kantonalen  Personalgesetzen  –  keine  eigenen  Bestimmungen
betreffend  Arbeitszeugnis.  Soweit  das  Personalgesetz  Basel-
Stadt  nichts  anderes  bestimmt,  gelangen  subsidiär  die
Bestimmungen des schweizerischen Obligationenrechts (Art. 319
– 362) zur Anwendung (§ 4 des Personalgesetzes des Kantons
Basel-Stadt).

Im  schweizerischen  Obligationenrecht  (OR)  ist  festgehalten,
dass  der  Arbeitnehmer  jederzeit,  d.h.  sowohl  während  des
Arbeitsverhältnisses  als  auch  nach  dessen  Beendigung,  vom
Arbeitgeber ein Zeugnis verlangen kann, das sich über die Art
und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über seine Leistungen
und sein Verhalten ausspricht (Art. 330a Abs. 1 OR). Zudem hat
sich auf Verlangen des Arbeitnehmers das Zeugnis auf Angaben
über die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschränken
(Art. 330a Abs. 2 OR). In der Schweiz ist das Arbeitszeugnis
von  besonderer  Bedeutung,  da  hier  effektiv  der  Grundsatz
«Wahrheit vor Wohlwollen» gilt. Dies ist im Gesetz zwar nicht
ausdrücklich vorgegeben, doch resultiert der Grundsatz aus der
Rechtsprechung  des  Bundesgerichtes,  wonach  der  Aussteller
eines  Arbeitszeugnisses  für  die  Vollständigkeit  und
Richtigkeit  der  im  Zeugnis  gemachten  Angaben  haftet  (vgl.
hierzu Roland Müller / Philipp Thalmann a.a.O., S. 4 ff.).



Arten von Arbeitszeugnissen
Bei einem Zeugnis, welches während der Anstellung ausgestellt
wird, handelt es sich um ein sogenanntes Zwischenzeugnis. Wird
ein  Zeugnis  nach  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses
ausgestellt,  handelt  es  sich  um  ein  sogenanntes
Schlusszeugnis. Bezüglich des Inhaltes des Arbeitszeugnisses
wird  gemäss  Lehre  und  Rechtsprechung  zwischen  zwei  Formen
unterschieden und zwar zwischen dem sogenannten Vollzeugnis,
auch qualifiziertes Zeugnis genannt (Art. 330a Abs. 1 OR), und
der sogenannten Arbeitsbestätigung gemäss Art. 330a Abs. 2 OR
(vgl.  u.a.  Streiff/von  Kaenel/Rudolph,  Arbeitsgesetz,
Praxiskommentar zu Art. 319 – 362 OR, Art. 330a N2 ff.).

Notwendiger Inhalt des Arbeitszeugnisses
Der  Arbeitnehmer  kann  vom  Arbeitgeber  wahlweise  die
Ausstellung eines Vollzeugnisses (in der Form eines Zwischen-
oder  Schlusszeugnisses)  oder  bloss  die  Ausstellung  einer
Arbeitsbestätigung  verlangen.  Verlangt  der  Arbeitnehmer  ein
Vollzeugnis, muss dieses seine Leistung sowie sein Verhalten
darlegen.  Es  besteht  kein  Wahlrecht,  sich  nur  über  die
Leistungen oder das Verhalten beurteilen zu lassen. Gemäss der
Rechtsprechung des Bundesgerichts (Pra 87/1998 Nr. 72 S. 448,
4P.302/1996)  hat  sich  das  Vollzeugnis  zu  beiden  Punkten
auszusprechen.  Eine  Beschränkung  des  Inhaltes  des
Vollzeugnisses könnte leicht zu Irreführungen Anlass geben.
Gemäss  Bundesgericht  kann  der  Arbeitgeber,  welcher  ein
unvollständiges  Arbeitszeugnis  erstellt,  einem  späteren
Arbeitgeber  haftbar  werden,  wenn  dieses  bei  der
Stellenbewerbung als Leistungsausweis verwendet wurde (BGE 101
II 69 E. 2).

Eine  Arbeitsbestätigung  hat  folgende  Angaben  zu  enthalten
(vgl.  hierzu  u.a.  Streiff/von  Kaenel/Rudolph,  a.a.O.,  Art.
330a N3 ff.):

die Personalien des Arbeitnehmers,



die  notwendigen  Angaben  zur  eindeutigen
Individualisierung  des  ausstellenden  Arbeitgebers  und
dessen  rechtsgültige  Unterschrift  samt
Ausstellungsdatum,
Beginn (gemeint ist der tatsächliche Arbeitsbeginn und
nicht das Datum des Vertragsabschlusses) und rechtliches
(nicht faktisches) Ende des Arbeitsverhältnisses sowie
die  Beschreibung  der  Art  der  Arbeit  und  des
Aufgabengebietes des Arbeitnehmers.

Das  qualifizierte  Arbeitszeugnis  ist  grundsätzlich  eine
Arbeitsbestätigung mit den Angaben eines einfachen Zeugnisses
(Arbeitsbestätigung) und hat folgende zusätzliche Angaben zu
enthalten  (vgl.  hierzu  u.a.  Streiff/von  Kaenel/Rudolph,
a.a.O., Art. 330a N3 ff. ):

eine  detaillierte  Auflistung  der  wichtigen  Funktionen
und der das Arbeitsverhältnis prägenden Tätigkeiten des
Arbeitnehmers  (massgeblich  ist  nicht  die  vertraglich
vereinbarte,  sondern  die  tatsächlich  ausgeübte
Tätigkeit)  und  deren  Zeitdauer,
eine  aussagekräftige  Bewertung  der  Arbeitsleistung
(Arbeitsqualität und -quantität) des Arbeitnehmers,
eine  aussagekräftige  Bewertung  des  Verhaltens  des
Arbeitnehmers  im  Unternehmen  (gegenüber  Vorgesetzten,
Mitarbeitern, Untergebenen und Kunden),
Angaben zum Grund der Auflösung des Arbeitsverhältnisses
(auf Verlangen des Arbeitnehmers),
einen  Dank  und  gute  Wünsche  für  die  Zukunft
(freiwillig).

Das  Zeugnis  soll  gemäss  Lehre  und  Rechtsprechung  ein
objektives Bild des Arbeitnehmers darstellen. Dafür muss das
Zeugnis  wahr  (inhaltlich  richtig),  vollständig,  klar  und
präzise sowie wohlwollend sein.

Der  Inhalt  des  Arbeitszeugnisses  wird  durch  Art.  328b  OR
begrenzt,  denn  das  Ausstellen  des  Arbeitszeugnisses  stellt



eine  Datenbearbeitung  nach  Art.  3  lit.  e  und  f  des
Bundesgesetzes über den Datenschutz (DSG) dar. Sodann gelten
die Grundsätze jeder Datenbearbeitung, welche in Art. 4 DSG
geregelt sind auch für den Inhalt des Arbeitszeugnisses: die
Wahrheitspflicht,  das  Verhältnismässigkeitsprinzip  und  der
Grundsatz von Treu und Glauben.

Der Inhalt des Arbeitzeugnisses wird weiter durch seinen Zweck
begrenzt.  Auf  der  einen  Seite  soll  das  wirtschaftliche
Fortkommen  des  Arbeitnehmers  gefördert  werden  und  auf  der
anderen Seite soll das Arbeitszeugnis zukünftigen Arbeitgebern
ein möglichst getreues Abbild der Tätigkeit, der Leistung und
des  Verhaltens  des  Arbeitnehmers  geben.  Grundsätzlich  wird
erwartet, dass das Arbeitszeugnis wohlwollend formuliert wird.
Das Wohlwollen findet jedoch in der Wahrheitspflicht seine
Grenzen. In der Rechtsprechung des Bundesgerichts wurde die
Wahrheitspflicht als allgemeiner Zeugnisgrundsatz anerkannt.
Ob das Zeugnis wahr ist, entscheidet sich danach, ob es nach
dem  Verständnis  eines  unbeteiligten  Dritten  den  Tatsachen
entspricht (BGE 4C.60/2005 vom 28.04.2005 E.4.1; Streiff/von
Kaenel/Rudolph, a.a.O., Art. 330a N3a). Im Zeugnis können auch
negative Tatsachen Erwähnung finden. Voraussetzung ist, dass
diese  negativen  Tatsachen  in  der  Gesamtbeurteilung  des
Arbeitnehmers erheblich sind (BGE 136 III 510 E.4.1).

Unzulässig sind zweideutige Formulierungen und die Verwendung
von Zeugniscodes. Das Zeugnis ist zudem in der vorherrschenden
Sprache am Arbeitsort zu verfassen.

Ausstellungs- / Berichtigungsanspruch des
Arbeitnehmers
Die  Ausstellung  eines  Arbeitszeugnisses  ist  Pflicht  des
Arbeitgebers.  Der  Arbeitgeber  kann  nicht  von  sich  aus
verlangen, dass der Arbeitnehmer einen Entwurf vorlegt. Die
Parteien können sich jedoch auf ein solches Vorgehen einigen.

Der Anspruch auf Ausstellung eines Arbeitszeugnisses ist mit



einer Leistungsklage durchsetzbar. Ist der Arbeitnehmer nach
Erhalt  eines  Zeugnisses  der  Auffassung,  dessen  Inhalt  sei
unrichtig oder unvollständig, kann er beim zuständigen Gericht
eine  Berichtigungsklage  erheben  oder  aber  den  Arbeitgeber
auffordern, ihm eine Arbeitsbestätigung im Sinne von Art. 330a
Abs. 2 OR auszustellen, die sich nur über die Art und die
Dauer der Anstellung ausspricht (vgl. BGE 129 III 177 E. 3.3).

Bezüglich der Ausstellungsfrist hält die Lehre fest, dass es
unter normalen Umständen dem Arbeitgeber möglich sein muss,
eine Arbeitsbestätigung innert zwei Tagen und ein Vollzeugnis
innert zwei Wochen auszustellen (Streiff/von Kaenel/Rudolph,
a.a.O., Art. 330a N2). Der Anspruch des Arbeitnehmers, von der
Arbeitgeberin ein Zeugnis zu verlangen, verjährt gemäss Art.
127 OR nach zehn Jahren.

Steuerreform  auf  Kosten  des
öffentlichen Dienstes
geschrieben von Urs Stauffer | Oktober 19, 2018
Die  Unternehmenssteuerreform  III  (USR  III)  wurde  wuchtig
abgelehnt.  Statt  einer  revidierten  Vorlage
«Unternehmenssteuerreform IV» wird der neuste Reformvorschlag,
trotz nur unerheblicher Abweichungen von der abgelehnten USR
III, mit dem Titel «Steuervorlage 17 (SV 17)» neu verpackt.
Urs Stauffer, Präsident von Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
steht auch der neuen Vorlage kritisch gegenüber und begründet
seine Haltung anhand der Auswirkungen für den Kanton Bern bzw.
die Stadt Biel.

Zur Erinnerung: Seit einigen Jahren steht die schweizerische
Unternehmensbesteuerung  zunehmend  im  internationalen  Fokus.
Hintergrund  ist  der  internationale  Druck  und  Kampf  gegen

https://oeffentlichespersonal.ch/finanzielles/2018/08/steuerreform-auf-kosten-des-oeffentlichen-dienstes
https://oeffentlichespersonal.ch/finanzielles/2018/08/steuerreform-auf-kosten-des-oeffentlichen-dienstes


Steueroasen  und  Steuerparadiese.  Der  Steuerdialog  mit  der
Europäischen Union (EU) gestaltete sich zunehmend schwierig.
Um dem internationalen Druck entgegenzuwirken entschied der
Bundesrat  potentiell  wettbewerbsverzerrende  Schweizer
Steuerregime aufzuheben, um auf diese Weise Gegenmassnahmen
gegen die Schweiz zu verhindern und eine Verständigung mit der
EU  anzustreben.  In  erster  Linie  betroffen  sind  hiervon
Gesellschaften,  die  auf  kantonaler  Ebene  privilegiert
besteuert  werden  (Holdinggesellschaften,  gemischte
Gesellschaften,  Domizilgesellschaften)  es  handelt  sich
insgesamt um ca. 24 000 Unternehmen.

Weil  mit  der  Abschaffung  der  bisherigen  privilegierten
Besteuerung mit dem Wegzug von bisher privilegiert besteuerten
Unternehmen  gerechnet  werden  muss,  schlug  der  Bund  die
Einführung  von  neuen  Steuererleichterungen  vor.  So  sollen
Lizenzerträge  mittels  einer  Lizenzbox  auf  kantonaler  Ebene
reduziert besteuert werden; zusätzlich können Kantone erhöhte
Steuerabzüge für Forschung und Entwicklung gewähren und es
können  Anpassungen  bei  der  kantonalen  Kapitalsteuer
vorgenommen  werden.

Die steuerpolitischen Massnahmen werden hauptsächlich in den
Kantonen umgesetzt, was unweigerlich zu Steuerausfällen in den
Kantonen und Gemeinden führen wird.

Nicht nur die steuerpolitischen Massnahmen führen zu massiven
Steuerausfällen,  die  Kantone  werden  vom  Bund  zusätzlich
angehalten ihre Gewinnsteuersätze zu senken. Zu diesem Zweck
sah der Bund im Rahmen der Unternehmenssteuerreform III (USR
III),  im  Sinne  einer  Kompensation,  eine  Erhöhung  des
Kantonsanteils an der direkten Bundessteuer von bisher 17 auf
neu 21,2% vor. Im Rahmen der politischen Auseinandersetzung
auf  Bundesebene  wurde  dieser  später  auf  20.5%
herunterkorrigiert  und  nach  den  politischen
Auseinandersetzungen in der WAK-S (Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Ständerates) wiederum auf 21,2% angehoben.



Zu  den  Steuerausfällen,  welche  die  Unternehmenssteuerreform
III und nun neu die Steuervorlage 17 verursachen würden, gibt
es keine gefestigten Annahmen. Man geht jedoch nach Abzug der
Kompensationsleistungen von einem Nettogesamtsteuerausfall von
CHF  2,1  Mia.  aus,  ohne  die  zusätzlich  durch  die  neuen
steuerpolitischen Massnahmen anfallenden Steuerausfälle genau
abschätzen zu können.

Ablehnung der USR III
An 12. Februar 2017 wurde die Unternehmenssteuerreform III an
der  Urne  mit  59,1%  NEIN-Stimmen  wuchtig  verworfen.  Der
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) setzte sich gemeinsam mit
fast sämtlichen Dachorganisationen aus dem öffentlichen Sektor
aktiv für eine Ablehnung der Unternehmenssteuerreform III ein.

Es  wäre  nun  zu  erwarten  gewesen,  dass  sich  die
Nachfolgevorlage  (Steuervorlage  17)  deutlich  von  der
abgelehnten  Unternehmenssteuerreform  III  unterscheidet,
vereinfacht  wird  und  in  erster  Linie  bei  den  kritischen
Punkten,  welche  für  den  Hauptteil  der  Steuerausfälle
verantwortlich  sind  massgeblich  abgeschwächt  wird.  Die
Analysen des Abstimmungsresultats haben aufgezeigt, dass vor
allem die enormen Steuerausfälle einer der Hauptgründe der
Ablehnung sind.

Nach  einer  vertieften  Analyse  der  Steuervorlage  17  kann
festgestellt werden, dass diese nur in wenigen Punkten von den
Unternehmenssteuerreform III abweicht und aus meiner Sicht die
Anforderungen  an  eine  Nachfolgevorlage  der  vom  Schweizer
Stimmvolk abgeschmetterten Steuerreform III nicht erfüllt. Um
die politische Akzeptanz der Steuervorlage 17 zu fördern, soll
nun neu anstelle einer Erhöhung der Kinderzulagen ein sozialer
Ausgleich über die AHV vorgenommen werden.

Aufgrund der minimen Unterschiede zwischen der USR III und der
Steuervorlage  17  verzichte  ich  auf  eine  detaillierte
inhaltliche  Analyse  der  SV17  und  konzentriere  mich  im



Wesentlichen auf die Auswirkungen. Im Sinne einer Übersicht
verweise ich auf die Abbildung 1.

Kompensation  der  Steuerausfälle  in  den
Städten und Gemeinden
Durch die direkte Betroffenheit der Städte und Gemeinden muss
die  Einforderung  einer  zwingenden  Gesetzesbestimmung
durchgesetzt  werden,  welche  sicherstellt,  dass  auch  die
städtisch kommunale Ebene für ihre Steuerausfälle entschädigt
wird. Die in der SV 17 vorgeschlagene Formulierung ist nicht
«griffig» und zu unverbindlich. Die Version des Bundesrat /
Ständerats (Art. 196, al. 1bis) lautet folgendermassen: «Sie
berücksichtigen die Auswirkungen der Aufhebung der Artikel 28
Absätze 2–5 und 29 Absatz 2 Buchstabe b des Bundesgesetzes vom
14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden auf die Gemeinden angemessen.»

Die gesetzliche Bestimmung muss so formuliert werden, dass die
Kantone zur Kompensation der auf kommunaler Ebene durch die
steuerpolitischen  Massnahmen  und  Gewinnsteuersenkungen
entstandenen  Steuerausfälle  verpflichtet  werden.  Das  unten
angefügte  Beispiel  des  Kantons  Bern  zeigt,  dass  die
Steuerausfälle  in  Verbindung  mit  den  kantonalen
Steuergesetzrevisionen  nicht  annähernd  ausgeglichen  werden.
Vgl. auch die Abbildung 2.

Ein Vorschlag für eine verbindlichere Formulierung von Art.
196, al. 1bis (basierend auf dem Vorschlag des Schweizerischen
Städteverbandes): «Sie gelten die Auswirkungen der Aufhebung
der Artikel 28 Absätze 2–5 und 29 Absatz 2 Buchstabe b des
Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung
der  direkten  Steuern  der  Kantone  und  Gemeinden  auf  die
Gemeinden ihrer Betroffenheit entsprechend ab.»

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Folie-1-SV-17.pdf
https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Folie-2-Steuervorlage-17.pdf


Anpassungen im Finanzausgleich
Aufgrund der vorgeschlagenen steuerpolitischen Massnahmen und
der  Gewinnsteuerpolitik  der  Kantone  braucht  es  dringend
Anpassungen im Finanzausgleich. Die Anpassungen sind zwingend
so  zu  gestalten,  dass  der  durch  die  SV17  angeheizte
Steuerwettbewerb im Bereich der Gewinnsteuersätze gebremst und
nicht noch gefördert wird. Wie aus nachfolgender Aufstellung,
die noch auf USR III Werten aufgebaut ist, abgeleitet werden
kann  (die  Werte  konnten  aufgrund  der  unsicheren
Berechnungsgrundlagen der SV 17 noch nicht angepasst werden)
vergrössern  sich,  nicht  zuletzt  gestützt  auf  die  bereits
angekündigten  massiven  Gewinnsteuersatzsenkungen  diverser
Kantone, die Disparitäten zwischen den Kantonen. Auch mit der
Steuervorlage  17  wird  der  interkantonale  Steuerwettbewerb
weiter angekurbelt. Vgl. auch die Abbildung 3.

Was sind die Folgen für das Personal und
die öffentlichen Dienstleistungen?
Aufgrund meiner beruflichen Tätigkeit als Steuerverwalter der
Stadt Biel bin ich überzeugt, dass die Steuervorlage 17 die
bereits stark angespannten Finanzlagen zahlreicher Städte und
Kantone  weiter  verschärft.  Als  Beispiel  stelle  ich  die
Situation des Kantons Bern sowie den Umgang des Kantons Bern
mit  den  aus  der  Steuervorlage  17  und  der  kantonalen
Steuerstrategie resultierenden Steuerausfällen und den daraus
entstehenden  finanziellen  Konsequenzen  für  die  Städte  und
Gemeinden  im  Kanton  Bern  und  generell  die  Gefahr  für  den
Service Public im Kanton Bern dar.

Basierend auf der Steuervorlage 17 hat der Kanton Bern die
Steuerstrategie 2019-2022 ausgearbeitet, mit der Zielsetzung,
die Gewinnsteuerbelastung von heute 21,6 Prozent bis ins Jahr
2022 gestaffelt auf 16,37 Prozent zu senken. Dies würde bei
der Stadt Biel zu einer unlösbaren Finanzierungslücke führen.
Zusammen  mit  den  Steuerausfällen,  welche  auf  die

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Folie-3-Steuervorlage-17-2.pdf


steuerpolitischen Massnahmen der SV 17 zurückzuführen sind und
der kantonalen Gewinnsteuersatzsenkung auf 16,37% hätte die
Stadt Biel bis in das Jahr 2022 einen Steuerminderertrag von
mindestens ca. CHF 15 – 16 Mio. pro Jahr zu verkraften (alle
Berner Gemeinden über CHF 100 Mio.). Es ist höchst schwierig
bis  undenkbar  eine  Erhöhung  der  Steueranlage  bei  den
Gemeindesteuern in Volksabstimmungen politisch durchzusetzen
mit  einer  gleichzeitigen,  massiven  Entlastung  bei  der
Unternehmenssteuer.  Die  Folge  wären  weitere  drastische
Sparmassnahmen bei den öffentlichen Dienstleistungen und Abbau
bei den Subventionen, soweit gesetzlich überhaupt zulässig.

Fazit:  Die  gestaffelte  Senkung  der  Gewinnsteuersätze  ist
ausschliesslich direkte Folge der Steuerfolge 17. Aufgrund der
Gewinnsteuersatzsenkung entstehen massive Steuerausfälle bei
der Kantons- und Gemeindesteuer.

Sanierung  der  Kantonsfinanzen  und
Refinanzierung  der  Steuerausfälle  im
Kanton Bern
Es  stellt  sich  die  Frage,  wie  der  Kanton  Bern  die
Kantonsfinanzen saniert und wie er die Steuerausfälle bei der
Kantonssteuer refinanziert. Das vom Regierungsrat des Kantons
Bern  und  vom  Grossen  Rat  mit  leichten  Abänderungen
verabschiedete Sparpaket sieht für den Kanton Bern jährlich
wiederkehrende Entlastungen von ca. CHF 185 Mio. vor. In einem
Bericht  werden  über  150  Entlastungsmassnahmen  vorgeschlagen
die es dem Kanton Bern ermöglichen sollen, in den kommenden
vier Jahren den Finanzhaushalt auszugleichen sowie die für das
Jahr 2019 geplante Steuergesetzrevision zu finanzieren.

Die Sparmassnahmen erstrecken sich über sämtliche Bereiche des
öffentlichen  Haushalts  und  treffen  soziale  und  kulturelle
Institutionen sowie Städte und Gemeinden besonders hart. Die
Städte  und  Gemeinden  werden  zusätzlich  durch  die  von
übergeordnetem Recht weitergegebenen Gewinnsteuersatzsenkungen



belastet, denn diese gelten sowohl für die Kantons- wie auch
für  die  Gemeindesteuern  und  führen  zu  bedeutenden
Steuerausfällen  bei  den  Gemeindesteuern.

Für die Städte und Gemeinden des Kantons Bern bedeutet dies,
sie werden durch die Gewinnsteuersatzsenkungen, welche durch
die  Steuergesetzrevision  2019  entstehen  hart  getroffen  und
sehen  sich  zudem  Sparmassnahmen  des  kantonalen
Entlastungspakets ausgesetzt. Dadurch entsteht ein negativer
Doppeleffekt  der  von  städtischen  und  kommunalen  Haushalten
kaum  zu  verkraften  ist.  Zusätzlich  lauern  für  Städte  und
Gemeinden noch indirekte Kosten, welche durch die kantonalen
Leistungskürzungen  bei  den  Institutionen  im  sozialen  und
Gesundheitsbereich  entstehen.  Zum  Beispiel  bei  den
Leistungskürzungen  bei  der  Spitex.

Fazit
Verantwortungsvolle  Finanzpolitik  sieht  anders  aus.  Die
Auswirkungen der Sparmassnahmen auf das Personal von Kanton
Städte  und  Gemeinden  sowie  soziale  und  kulturelle
Institutionen  und  auf  die  Qualität  der  öffentlichen
Dienstleistungen  des  Kantons  Bern  sind  verheerend.

Nach erfolgter politischer Diskussion und Verabschiedung der
Steuervorlage 17 in der jetzigen Fassung durch den Nationalrat
werden andere Kantone dem Beispiel des Kantons Bern folgen und
ihrerseits  Steuergesetzrevisionen  verbunden  mit
Gewinnsteuersatzsenkungen durchführen. Zur Refinanzierung der
Steuerausfälle  werden  Sparmassnahmen  und  Steuererhöhungen,
welche  vor  allem  durch  die  natürlichen  Personen  getragen
werden müssen, unvermeidbar sein.

Die Steuervorlage 17 kann als «alter Wein in neuen Schläuchen»
bezeichnet  werden.  Der  Unterschied  zur  wuchtig  abgelehnten
Unternehmenssteuerreform III ist fast nicht zu erkennen.

Aus  meiner  persönlichen  Sicht  eine  klare  Missachtung  des



Abstimmungsresultats  resp.  des  Wählerwillens.  Es  ist  zu
hoffen, dass in der bundespolitischen Diskussion (Nationalrat)
noch  wesentliche  steuerpolitische  Korrekturen  angebracht
werden  und  der  interkantonale  Steuerwettbewerb  durch  eine
Anpassung der Ressourcenausgleichssysteme abgebremst wird. Der
im Ständerat ausgehandelte «AHV-Deal» ist schön und gut, die
Finanzierung der öffentlichen Dienstleistungen bleibt jedoch
vollumfänglich auf der Strecke.
Am Beispiel des Kantons Bern ist deutlich erkennbar wer die
Zeche  dieser  verfehlten  nationalen  und  kantonalen
Steuerpolitik bezahlen wird: Der öffentliche Dienst sowie die
Bürgerinnen und Bürger.

Mitarbeitergespräche  –  oder
krampfhafte Konversationen?
geschrieben von Iris Braunwalder | Oktober 19, 2018
Das MAG (Mitarbeitergespräch) ist eigentlich kein Gespräch als
solches. Es geht um Urteile und Entscheidungen. Es ist ein
Kombi-Instrument einerseits zum Feedback und andererseits zur
Leistungsbeurteilung – ist das nicht ein Widerspruch?

Es geht um persönliche Dinge, gleichzeitig liegt ein Formular
auf dem Tisch, welches an die Personalabteilung weitergegeben
wird und möglicherweise negative Folgen für den Mitarbeiter
hat. Sei dies beim Gehalt oder beim beruflichen Werdegang. Das
MAG  ist  ein  Urteil  über  den  Mitarbeiter,  damit  wird  kein
Vertrauen geschaffen.

Für  den  Mitarbeiter  ist  das  Gespräch  immer  eine
Verhandlungssituation.  Wenn  das  MAG  der  öffentlichen
Verwaltung vordergründig an das Lohnsystem gekoppelt und somit
lohnrelevant wird, ist die Motivation vorhanden. Wenn jedoch
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von politischer Seite vermehrt keine oder geringe Gelder für
das System zur Verfügung gestellt werden, lohnt sich dann der
Einsatz?

Wenn eine Beurteilung abgegeben wird, hat dies Auswirkungen
zwischen Mitarbeiter und Führungskraft. Hinzu kommt, dass mit
einem «Verteilschlüssel» gegen zu viele positive Bewertungen
von Seiten Regierung über die Personalämter angegangen wird,
was völlig absurd ist.

Folglich  wird  der  Angestellte  mit  Sicherheit  nicht  seine
Schwächen und Misserfolge reflektieren. Er wird versuchen sich
gut zu positionieren und automatisch eine Verteidigungshaltung
einnehmen.

Rückblick 2017
«Auf  einen  Schlag  schaffte  die  Zürcher  Kantonalbank  die
Mitarbeiterbeurteilung, die Benotung der Angestellten und das
Jahresendgespräch  ab  und  ersetzte  diese  traditionellen
Qualifikationsinstrumente durch ein flexibleres System mit dem
Namen Performance & Entwicklung», hiess es.

Die internen Rückmeldungen zum neuen System seien überwiegend
positiv ausgefallen. Statt Angestellte und Chefs an Zahlen zu
messen,  schenke  man  ihnen  mehr  Vertrauen,  heisst  es.  Das
wichtigste Instrument im Personalwesen sei nun der sogenannte
Entwicklungsplan, in dem es um die Leistung, das Verhalten und
das Potenzial eines Angestellten gehe. Heute tauschen sich
Mitarbeitende und Vorgesetzte regelmässig in Kurzsitzungen aus
und besprechen, wie sie am effizientesten und effektivsten zum
Erfolg ihres Team oder Projekts beitragen können.

So war denn in der Zeitung das folgende Fazit nachzulesen:
«Mitarbeiterbeurteilungsgespräche  sind  mühsam,  nichtssagend
und  bringen  Unternehmen  nicht  weiter».  Das  hat  auch  die
Zürcher Kantonalbank erkannt und diese abgeschafft. Das Fazit
nach  einem  Jahr:  Agilität  und  Kundennähe  haben  sich



verbessert,  genauso  wie  die  Mitarbeiterzufriedenheit.

Was wäre wenn?
Befasst  man  sich  mit  dem  Thema  Mitarbeitergespräche  und
insbesondere mit ihrem Ziel, Zweck und Nutzen eingehender,
stellen sich die folgenden Fragen.

Kann der Dialog auf Augenhöhe ein Erfolgselement auf dem
Weg zu einer Organisation sein, die auf die täglichen
Herausforderungen flexibel reagieren sollte?
Ist  das  Aufgeben  der  MAG  eine  Knacknuss  bei  der
Umsetzung,  weil  sich  dadurch  das  Führungsverständnis
verändern kann oder sollte?
Können die Ziele in der Organisation nicht mehr von oben
verordnet,  sondern  in  Arbeitsgruppen  oder  Teams
vereinbart  werden?
Ist es nicht denkbar, dass die Mitarbeiter wissen, was
es zu leisten gilt, damit das Unternehmen vorankommt?
Ist  Vertrauenskultur  fairer,  wenn  klare  Strukturen
vorgegeben sind, an die sich alle halten müssen?
Sehen sich heute viele Führungskräfte nicht mehr als der
klassische  Boss,  der  über  seinen  Mitarbeitern  steht,
sondern eher als Teil des Teams?
Sollte nicht ein Vorgesetzter, wenn er bemerkt, dass die
Leistung nachlässt möglichst bald das Gespräch suchen,
und  nicht  nur  einmal  im  Jahr  um  eine  mindere
Klassifizierung  abzugeben?

Auf diese Fragen folgen sicherlich kritische Stimmen. Für die
einen  verkörpert  das  MAG  ein  «liebgewonnenes»
Orientierungsinstrument, für die anderen ist es die Mutter
aller Kontrollorgane im Bereich der Führung.

Man sollte sich an dieser Stelle selbstkritisch die Frage
stellen: In wie weit sind wir bereits in unserem Verhalten vom
MAG geprägt?



Vertrauen,  Agilität  und  ein  echter
Austausch können nicht verordnet werden
Armin Trost, Professor für HR Management an der Hochschule
Furtwangen, hat sich für sein Buch «Unter den Erwartungen»
intensiv  damit  auseinandergesetzt,  warum  das  jährliche
Mitarbeitergespräch  in  modernen  Arbeitswelten  versagt.  Er
zeigt  auch  Lösungen  dazu  auf,  wie  Organisationen  auf  das
aktuelle  Umfeld  reagieren  können.  «Man  kann  beispielsweise
strukturelle  Rahmenbedingungen  schaffen,  die  Agilität
erlauben. Das bedeutet oftmals, bestehende Regeln abschaffen
und dafür Regeln aufstellen, die Eigenverantwortung fordern.»

Bei Anfragen von Personalmanagern was passieren würde, wenn
man das MAG in der bisherigen Form einfach aufgibt, lautet die
Antwort,  so  Trost,  meist:  «Nichts  –  es  würde  nichts
passieren!»

Schlusspunkt

Die Debatte – in den Verbänden, in den Vorständen, auf der
Website von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) – ist eröffnet.

Was halten Sie vom neuen System der ZKB, die auf die
Kommunikation der Mitarbeiter baut?
Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrem Beruf mit der
Beurteilung der Leistung gemacht?
Wie  sollten  öffentliche  Verwaltungen  die  Entwicklung
ihrer Mitarbeiter fördern?

2% Reallohnerhöhung für alle
geschrieben von Urs Stauffer | Oktober 19, 2018
Die Wirtschaftslage ist gut. So gut wie schon lange nicht
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mehr. Die Kantone wissen nicht mehr, wohin mit dem Geld –
entgegen allen Prognosen schreiben sie massive Überschüsse.
Sie wissen aber genau, wem sie das Geld nicht geben wollen:
Dem  öffentlichen  Dienst.  Und  das,  obwohl  die
«Reallohnerhöhung» in den letzten Jahren, wohl Jahrzehnten,
für  den  öffentlichen  Arbeitgeber  ein  Unwort  war,  das  zum
Schluss nicht einmal mehr die Gewerkschaften benutzen wollten.
Das muss ein Ende haben.

Die gute Wirtschaftslage ist ohne das öffentliche Personal
blosses  Wunschdenken.  Die  Mitarbeitenden  im  öffentlichen
Dienst leisten mit ihrer täglichen Arbeit einen erheblichen
Beitrag an die zuverlässig funktionierende Infrastruktur im
ganzen Land – eine Voraussetzung, die dem Werkplatz Schweiz
dient,  damit  unsere  Kolleginnen  und  Kollegen  in  der
Privatwirtschaft ihrerseits ihren Beitrag leisten können – und
hoffentlich  auch  an  den  hervorragenden  Bedingungen  in
finanzieller Hinsicht teilhaben dürfen. Ob auf Bundesebene, in
den  Kantonen  oder  vor  allem  auch  in  den  Gemeinden,  eine
leistungsfähige  «Verwaltung»  (es  ist  tatsächlich  wesentlich
mehr  als  das!)  hilft  allen  und  ist  Voraussetzung  für  so
vieles.  Statt  nach  Budgetoptimierungen  beim  Personal  muss
deshalb  nach  Entwicklungsmöglichkeiten  bei  den
Arbeitsbedingungen gesucht werden. Eine Reallohnerhöhung von
2% und der Ausgleich der Teuerung sind deshalb der richtige
Start.

Das  wirtschaftliche  Umfeld  belegt  dies  (auch).  Die
Konjunkturprognose der Expertengruppe des Bundes zeigt, dass
sich  die  Konjunkturerholung  weiter  fortsetzt  und  es  der
Schweizer Wirtschaft gut geht. Folge ist, dass ein Grossteil
der Kantone im Rechnungsjahr 2017 (zum Teil hohe) Überschüsse
ausweist (bei tiefen steuerlichen Belastungen) – und einmal
mehr das düstere Bild der Kantone vor dem finanziellen Abgrund
falsch war, ziemlich falsch sogar und man sich fragen darf,
wieso sich diese düsteren Prognosen stets wiederholen.

Dies muss eine gute Ausgangslage für die Lohnverhandlungen für



das Jahr 2019 sein. Die Konjunktur wird in den nächsten Jahren
stabil  bleiben,  und  bei  allem  Respekt  für  vorsichtiges
Budgetieren,  diesmal  muss  etwas  drin  liegen  –  wenn  nicht
heute, wann dann?

Daran  dürfen  auch  die  (drohende)  Steuervorlage  2017  oder
Anpassungen beim Finanzausgleich nichts ändern. Argumente für
eine zurückhaltende Ausgabenpolitik lassen sich immer ins Feld
führen. Die Personalverbände sollten sich bei der Formulierung
und  Kommunikation  ihrer  Lohnvorstellungen  von  den  üblichen
Argumenten  nicht  irritieren  lassen  und  stattdessen  die
positive Entwicklung der Wirtschaft im Auge behalten. Die gute
Konjunktur  und  das  von  der  Expertengruppe  des  Bundes
prognostizierte  Wachstum  des  Bruttoinlandprodukts
rechtfertigen  die  Verwirklichung  der  längst  fälligen
Reallohnerhöhungen  für  das  öffentliche  Personal.

Zeichen der Wertschätzung
In der Schweiz sollen optimale Rahmenbedingungen herrschen, um
wirtschaftlich  erfolgreich  und  auf  dem  weltweiten  Markt
bestehen zu können. Das ist heute so. Einen Beitrag daran
leisten alle, auch (und wesentlich) der öffentliche Dienst.
Dann aber soll das öffentliche Personal an diesem Erfolg auch
teilhaben; in schlechten Zeiten trug es die Sparlast mit, nun
soll dies dank der Konjunkturerholung und den gut gefüllten
Kassen der öffentlichen Hand auch honoriert werden. Es ist an
der Zeit, dass die Politik gegenüber dem öffentlichen Personal
Wertschätzung zeigt – nicht nur durch Worte, sondern auch
Taten, genannt: Reallohnerhöhung.

Formulierung der Forderungen
Die  Ausgangslage  für  Lohnverhandlungen  kann  für  die
Personalverbände  unterschiedlich  sein.  2  %  Reallohnerhöhung
sind ein Minimum. Wer weniger geben will, sollte dies gut
begründen können – durch Reallohnerhöhungen in der jüngeren
Vergangenheit.



Denkbar ist, je nach Lohnsystem auch, keine konkreten Summen
oder Beträge zu nennen, sondern als absolutes Minimum eine
Lohnsumme  zu  fordern,  welche  eine  korrekte  Umsetzung  des
Lohnsystems ermöglicht. Dann sollte aber auch sichergestellt
sein, dass diese Beträge in Form von Reallohnerhöhungen auch
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ankommen.

Teuerung und Krankenkassenprämien
In  den  Lohngesprächen  ist  neben  der  Forderung  einer
Reallohnerhöhung  der  Ausgleich  der  Teuerung  ein  wichtiges
Element.  Aufgrund  der  positiven  Konjunkturentwicklung  ist
Stand heute mit einem Anstieg der Teuerung zu rechnen; für das
Jahr 2018 wird eine Teuerung von 0.8 % und für das Jahr 2019
von 0.7 % prognostiziert. Der Ausgleich der Teuerung (sowie
allfälliger  Rückstände)  muss  deshalb  eine
Selbstverständlichkeit sein, um die Kaufkraft der Löhne zu
erhalten.

Zu berücksichtigen sind in den Lohnverhandlungen zusätzlich
die stetig steigenden Krankenkassenprämien. Da diese nicht in
den Teuerungsindex eingerechnet werden, müssen sie fairerweise
beim Teuerungsausgleich berücksichtigt werden. Dabei ist auf
die  tieferen  Einkommen  zu  achten  und  keine  prozentuale
Anpassung vorzunehmen, soweit ein Ausgleich dieser Teuerung
vorgesehen  wird  –  Öffentliches  Personal  Schweiz  kann  sich
vorstellen,  aus  Gründen  der  sozialen  Gerechtigkeit,  hier
franken-mässige  Beiträge  zu  sprechen,  die  nicht  von  der
Lohnhöhe abgeleitet werden.

Lohngleichheit
Die praktische Umsetzung der Lohngleichheit ist noch immer
nicht vollzogen. Wenigstens hat der Ständerat Ende Mai 2018
Erbarmen mit diesem geschundenen Verfassungsgrundsatz gezeigt
und  sich  für  Massnahmen  gegen  die  Lohndiskriminierung
ausgesprochen;  er  will  Unternehmen,  die  mehr  als  100
Mitarbeitende  beschäftigen,  zukünftig  zur  Lohnanalyse



verpflichten.  Noch  im  Frühjahr  hatte  er  die  Vorlage  zur
Änderung  des  Gleichstellungsgesetzes  zur  Überprüfung
insbesondere  hinsichtlich  Alternativmodellen  zur
Selbstdeklaration an die Kommission für Wissenschaft, Bil-dung
und Kultur (WBK) zurückgewiesen – im Sinn eines Modells der
Freiwilligkeit.

Die Kommission hat daraufhin den Vorschlag des Bundesrates
leicht  abgeändert:  Unternehmen  sollen  nicht  bereits  ab  50
Mitarbeitenden,  sondern  erst  ab  100  Mitarbeitenden  zur
Lohngleichheitsanalyse  verpflichtet  werden.  Sie  müssen
zukünftig kontrollieren, ob ihre Mitarbeitenden unabhängig vom
Geschlecht für gleichwertige Arbeit tatsächlich den gleichen
Lohn  erhalten.  Erfasst  werden  von  dieser  neuen  Re-gelung
sowohl private als auch öffentliche Unternehmen. Arbeitgeber
des öffentlichen Sektors sollen zudem verpflichtet werden, die
Ergebnisse und Einzelheiten zur Analyse zu veröffentlichen.

Der  Ständerat  macht  damit  einen  kleinen  Schritt  in  die
richtige Richtung. Bis zu einer tatsächlichen Gleichstellung
von Mann und Frau ist es aber gleichwohl auch weiterhin ein
langer  Weg,  weshalb  es  neben  den  gesetzlichen  Regelungen
Sozialpartner braucht, die in ihren Lohngesprächen gleichen
Lohn für gleichwertige Arbeit einfordern.

Vaterschaftsurlaub,  zusätzliche  freie
Tage
Und  es  ist  nicht  nur  die  Reallohnerhöhung,  die  allein
glücklich  macht.  Es  gibt  es  weitere  Möglichkeiten,  die
Arbeitsbedingungen zu verbessern und damit einen Schritt in
die Zukunft zu tun:

Flexibilisierung der Arbeitszeitmodelle
Der Wunsch nach einer besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, sich weiterzubilden oder mehr Zeit für gemeinnützige
Tätigkeiten  oder  Hobbys  zu  haben,  gewinnt  seit  Jahren  an



Bedeutung; insbesondere bei jüngeren Generationen. So möchten
sich im Familienleben Väter aktiver einbringen und für ihre
Kinder mehr Zeit haben, Mütter möchten gleichzeitig gerne in
einem  Teilzeitpensum  weiterarbeiten.  Flexible
Arbeitszeitmodelle  helfen,  diesen  individuellen  Wünschen
besser  gerecht  zu  werden,  und  die  Organisation  von
Kinderbetreuung,  Weiterbildung,  sozialem  Engagement  oder
Freizeit und Arbeit besser organisieren zu können.

Selbst wenn man das ablehnen sollte, weil man die Wünsche
damals  vor  Jahrzehnten  nicht  durchsetzen  konnte  (oder  gar
nicht  hatte):  Die  Zeiten  haben  sich  geändert,  die  jungen
Mitarbeitenden wählen ihren Arbeitsplatz nach diesen Kriterien
aus und werden Arbeitgebern, die sich diesen Entwicklungen
verschliessen, nicht mehr zur Verfügung stehen. Es geht dabei
deshalb  nicht  mehr  um  blosse  Wünsche,  sondern  um  die
intelligente  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  durch  den
öffentlichen Arbeitgeber.

Unbezahlter Urlaub
Was spricht eigentlich gegen einen unbezahlten Urlaub? Viele
Arbeitgeber tun sich hier ausserordentlich schwer. Man muss
sich  zwar  organisieren,  aber  eine  gewisse  Flexibilität  in
diesem Bereich dient dem Erhalt guter Mitarbeitender, ihrer
Gesundheit  und  Leistungsfähigkeit  –  ohne  Kosten  für  den
Arbeitgeber.

Mehr Ferientage
5 Wochen Ferien sind mittlerweile für Mitarbeitende zwischen
20 und 50 Jahren Schweizer Standard; mit zunehmende Alter
steigt dieser Anspruch. Wer das noch nicht hat, sollte tätig
werden. Eine Nivellierung in Richtung von sechs Wochen muss
das Ziel sein. Wieso sollen gerade die Eltern in Familien mit
Kindern weniger Ferien haben als Mitarbeitende, die kurz vor
der vorzeitigen Pensionierung stehen. Das ist ebenfalls nicht
einzusehen.



Von einer angepassten Ferienregelung profitieren beide Seiten:
Für  die  Arbeitgeberseite  ist  es  als  Ausweis  zeitgemässer
Arbeitsbedingungen klar ein Vorteil bei der Rekrutierung von
neuen Mitarbeitenden, für die Mitarbeitenden Zeit der Erholung
und  der  Abwechslung  mit  der  Folge  eines  hohen  Ar-
beitskrafterhalts.

Einführung  eines  Vaterschaftsurlaubs  von
mindestens fünf Tagen
Väter wünschen sich mehr Zeit für ihre Kinder – und zwar von
der Geburt der Kinder an. Ein Vaterschaftsurlaub von fünf
Tagen  –  der  flexibel  bezogen  werden  kann  –  muss  deshalb
Minimalstandard sein. Offen gesagt: Viel ist das noch nicht,
aber ein Anfang.

Unterstützung im Bereich Weiterbildung
Weiterbildung  ist  ein  Recht  und  eine  Pflicht  –  neben  der
persönlichen  Ent-wicklung  dient  sie  auch  dem  Erhalt  guter
Dienstleistungen.  Mitarbeitende  sind  deshalb  in  ihrem
Weiterbildungswunsch  zu  unterstützen  –  sei  es  finanziell,
durch die Zurverfügungstellung von Arbeitszeit oder mittels
flexiblen Arbeitszeitmodellen. Und entgegen der weitläufigen
Auffassung  dient  die  Weiterbildung  in  erster  Linie  dem
Arbeitgeber, der diese denn auch Anordnen kann. Was nichts mit
dem Job zu tun hat, kann, muss aber nicht bewilligt werden.
Von daher ist Zurückhaltung nicht angezeigt.

Befürchtet  man  den  Wechsel  eines  Mitarbeitenden  mit  gute
Weiterbildung,  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  der  neue
Mitarbeiter seine gute Ausbildung ebenfalls irgendwo erworben
hat. Das kann also kein Grund sein, sich dieser Unterstützung
zu verschliessen.

Schlussbemerkungen
Der  öffentliche  Dienst  bietet  vielseitige  und  interessante
Tätigkeitsfelder. Dies führt dazu, dass in jedem Bereich der



öffentlichen  Verwaltung  engagierte,  motivierte  und
interessierte  Fachleute  zu  finden  sind.

Es ist nur fair und auch zwingend, für diesen Einsatz moderne
Arbeitsbedingungen zu bieten und den Mitarbeitenden mittels
Lohnentwicklungen die verdiente Wertschätzung zu zeigen. Die
Wertschätzung hat dieses Jahr eine klare Nummer: 2%

Ordentliche  Kündigung  eines
Anstellungsverhältnisses
geschrieben von Sandra Wittich | Oktober 19, 2018
Zwischen der Kantonspolizei Basel-Stadt und einem langjährigen
Kaderpolizisten war die ordentliche Kündigung umstritten. Das
Bundesgericht befand die Kündigung als zulässig. Das höchste
Gericht  bezog  in  diesem  Zusammenhang  zu  zahlreichen
personalrechtlichen Stolperfallen Stellung (u.a. res iudicata,
Konversion  einer  fristlosen  Kündigung  in  eine  ordentliche
Kündigung, rechtliches Gehör, Bewährungsfrist) und präzisierte
sowie bestätigte seine Rechtsprechung in anschaulicher Weise.

Sachverhalt
Ein Polizist, zuletzt mit Kaderfunktion, mit Jahrgang 1968
arbeitete seit 1993 bei der Kantonspolizei Basel-Stadt. Die
Arbeitgeberin  entliess  ihn  wegen  unangebrachten
Verhaltensweisen  gegenüber  Mitarbeitenden  zunächst  mit
fristloser Kündigung vom 16. März 2015.

Die erstinstanzliche Behörde hob die fristlose Kündigung mit
Entscheid vom 7. Dezember 2015 auf. Er erwuchs unangefochten
in Rechtskraft. Die Arbeitgeberin sprach jedoch aufgrund des
gleichen Sachverhalts am 16. Dezember 2015 eine ordentliche
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Kündigung aus. Diese focht der Arbeitnehmer wiederum an. Das
Bundesgericht  bestätigte  das  Urteil  der  Vorinstanz  und
schützte die Kündigung.

Zu den Erwägungen

Materielle Rechtskraft
In seinen Erwägungen hielt das Bundesgericht zunächst fest,
dass  Anfechtungsgegenstand  im  verwaltungsgerichtlichen
Beschwerdeverfahren  grundsätzlich  nur  das  Rechtsverhältnis
bilde, zu dem die zuständige Verwaltungsbehörde vorgängig in
Form einer Verfügung Stellung genommen habe. Die Verfügung der
Kantonspolizei  vom  16.  März  2015  habe  die  Überschrift
«Fristlose  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  gemäss  §  32
Personalgesetz»  getragen.  Gegenstand  des  Rekursentscheids
bilde folglich die «fristlose Kündigung» und nicht generell
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Daraus schloss das
Bundesgericht, dass die am 16. Dezember 2015 ausgesprochene,
ordentliche  Kündigung  nicht  von  der  Rechtskraft  des
Rekursentscheids  vom  7.  Dezember  2015  erfasst  sei.

Folglich  verneinte  das  Bundesgericht  die  Identität  des
Streitgegenstandes  betreffend  die  fristlose  und  ordentliche
Kündigung und damit auch das Vorliegen einer res iudicata. Die
materielle Rechtskraft des erstinstanzlichen Urteils, welches
die fristlose Kündigung aufhob, steht damit dem Folgeverfahren
der ordentlichen Kündigung nicht entgegen.

Konversion einer fristlosen in eine ordentliche
Kündigung
Der  Beschwerdeführer  rügte,  die  Arbeitgeberin  dürfe  nach
rechtskräftiger  Aufhebung  der  fristlosen  Kündigung  gestützt
auf  denselben  Sachverhalt  keine  ordentliche  Kündigung
auszusprechen.

Gestützt darauf fasst das Bundesgericht die privatrechtliche
Praxis  zusammen.  Danach  stellt  die  obligationenrechtliche



Kündigung ein grundsätzlich unwiderrufliches Gestaltungsrecht
dar. Der Arbeitgeber, der den Weg der ordentlichen Kündigung
eingeschlagen  hat,  kann  den  Vertrag  nicht  gestützt  auf
denselben Umstand fristlos auflösen. Entscheidet er sich für
eine fristlose Kündigung, verliert er definitiv das Recht auf
eine  ordentliche  Kündigung.  Der  Richter  kann  eine  solche
Kündigung nicht in eine ordentliche Kündigung umwandeln.

Nach Auffassung des Bundesgerichts verhält es sich in Bezug
auf  die  Kündigung  eines  Dienstverhältnisses  mittels
Verwaltungsverfügung  jedoch  anderes.
Begründet  hat  es  dies  damit,  dass  eine  Kündigung  mittels
Verfügung weder auf einer Willenserklärung beruht noch aus der
Ausübung eines Rechts fliesst. Die Verwaltung handle nicht
aufgrund eines ihr zustehenden Rechts, sondern aufgrund einer
ihr durch das Gesetz übertragenen Zuständigkeit. Die Verfügung
eines  öffentlich-rechtlichen  Arbeitgebers  könne  daher  durch
die Rechtsmittelinstanz insofern abgeändert werden, als eine
Kündigung  mit  sofortiger  Wirkung  in  eine  Kündigung  aus
wichtigen Gründen mit einer Kündigungsfrist umgewandelt werde.

Zusammenfassend  ist  damit  höchstrichterlich  die  Konversion
einer fristlosen in eine ordentliche Kündigungsverfügung durch
die Rechtsmittelinstanz zulässig. Diese Befugnis gesteht das
Bundesgericht auch der ursprünglich verfügenden Behörde zu.
Eine  rechtskräftige  Verfügung  eines  öffentlich-rechtlichen
Arbeitgebers  über  eine  fristlose  Kündigung,  steht  einer
nachträglichen ordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses
gestützt auf denselben Sachverhalt damit grundsätzlich nicht
entgegen.

Der zivilrechtlichen Praxis, wonach die Kantonspolizei nach
verlorenem  Prozess  bezüglich  der  verfügten  fristlosen
Kündigung wegen derselben Umstände keine ordentliche Kündigung
des  Arbeitsverhältnisses  mehr  hätte  aussprechen  dürfen,
versagte das Bundesgericht die Anwendung.



Rechtliches Gehör bei Kündigung eines öffentlich-
rechtlichen Anstellungsverhältnisses
In einem ersten Schritt verwies das Bundesgericht auf seine
ständige Rechtsprechung, wonach im öffentlichen Personalrecht
auch  relativ  informelle  Äusserungsgelegenheiten  vor  der
Kündigung dem verfassungsrechtlichen Gehörsanspruch genügen,
sofern dem Betroffenen klar war, dass er mit einer solchen
Massnahme zu rechnen hatte.

Das Bundesgericht hielt fest, es habe dem Beschwerdeführer
keine  Möglichkeit  zur  schriftlichen  Stellungnahme  gewährt
werden müssen. Denn die Parteien hätten sich wenige Tage vor
der ordentlichen Kündigung im Verfahren betreffend fristlose
Kündigung  intensiv  mit  dem  der  Kündigung  zugrundeliegenden
Sachverhalt  auseinandergesetzt.  Dort  habe  die  Arbeitgeberin
denn auch unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, es werde
eine  ordentliche  Kündigung  in  Betracht  gezogen  und  eine
Weiterbeschäftigung werde abgelehnt. Anlässlich des Gesprächs,
welches  zur  ordentlichen  Kündigung  geführt  habe,  sei  dem
Beschwerdeführer  dann  schliesslich  mitgeteilt  worden,  dass
eine  ordentliche  Kündigung  mit  sofortiger  Freistellung  in
Betracht gezogen werde und es wurde ihm Gelegenheit geboten,
dazu mündlich Stellung zu nehmen und Einwände vorzutragen.

Gestützt  auf  den  (relativierten)  Anspruch  erkannte  das
Bundesgericht keine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches
Gehör.  Es  berücksichtigte  insbesondere  auch,  dass  der
Betroffene  im  zur  Kündigung  führenden  Verfahren
beziehungsweise im Verfahren betreffend fristloser Kündigung
seinen Standpunkt wirksam zur Geltung hat bringen können.

Schwere Pflichtverletzung als Kündigungsgrund
Der  Beschwerdeführer  unterliess  es,  die  Feststellung  des
Sachverhalts  durch  die  Vorinstanz  qualifiziert  zu  rügen.
Entsprechend betrachtet das Bundesgericht die vorinstanzlichen
Sachverhaltsfeststellungen  als  verbindlich.  Danach  hat  der



betroffenen  Polizist  Arbeitskolleginnen  und  -kollegen
wiederholt  verbal  und  schriftlich  (insbesondere  mittels
WhatsApp)  bedroht,  beschimpft,  genötigt,  beleidigt  und
belästigt,  zur  Etablierung  des  privaten  Mitteilungsverkehrs
rechtswidrig auf zum geschäftlichen Gebrauch hinterlegt Daten
zurückgegriffen und mit jüngeren Mitarbeiterinnen Beziehungen
angebahnt  sowie  bei  erfolgter  Rückweisung  unangemessen
reagiert.  Sein  Verhalten  wurde  gar  als  Stalking  ähnliches
Vorgehen bezeichnet.

Das  Bundesgericht  hob  in  seinen  Schlussfolgerungen  hervor,
dass Angehörige des Polizeikorps «in hohem Ausmass» zu einem
adäquaten  Verhalten  verpflichtet  und  gerade  sie  auf  das
Vorhandensein einer gegenseitigen Vertrauensbasis angewiesen
seien.  Dieser  für  eine  reibungslose  Aufgabenerfüllung
notwendige vertrauensvolle Umgang mit den mit ihm im Einsatz
stehenden Polizistinnen und Polizisten sei jedoch durch das
Verhalten  des  Beschwerdeführers  gefährdet  worden.  Dies  sei
umso  gravierender  als  ihm  innerhalb  des  Korps  eine
Führungsfunktion  zu  gekommen  sei.  Nicht  überraschend
qualifizierte  das  Bundesgericht  die  Verfehlungen  des
Beschwerdeführers  als  schwerwiegend.  Dies  insbesondere  auch
wegen der Betroffenheit der erforderlichen Vertrauensbasis im
Polizeikorps und der Kaderfunktion des entlassenen Polizisten.

Kein  verfassungsrechtlicher  Anspruch  auf
Bewährungsfrist bei schwerer Pflichtverletzung
Gemäss den einschlägigen gesetzlichen Grundlagen musste die
Arbeitgeberin  aufgrund  der  festgestellten  schweren
Pflichtverletzungen  keine  Bewährungsfrist  ansetzen,  sondern
durfte sogleich eine ordentliche Kündigung aussprechen.

Nichts Weiteres konnte das Bundesgericht aus dem Grundsatz der
Verhältnismässigkeit ableiten. Es führte in Bestätigung seiner
Rechtsprechung aus, bei diesem Grundsatz handle es sich nicht
um  ein  verfassungsmässiges  Recht,  sondern  bloss  um  ein
verfassungsmässiges  Prinzip,  welches  bei  der  Anwendung



kantonalen Rechts im Grundsatz nur unter dem Gesichtswinkel
des Willkürverbots angerufen werden kann. Anhaltspunkte für
eine  willkürliche  vorinstanzliche  Beurteilung  sah  das
Bundesgericht  jedoch  nicht.

Fazit
Das  bundesgerichtliche  Urteil  vermag  zu  überzeugen.  In
anschaulicher  Weise  bestätigt  es  seine  Rechtsprechung  zu
diversen personalrechtlichen Dauerthemen. Hervorzuheben gilt
es insbesondere, dass es eine Sperrwirkung (res iudicata) der
vorgängig  ausgesprochenen  fristlosen  Kündigung  für  das
Folgeverfahren  der  ordentlichen  Kündigung  verneint  und  die
Zulässigkeit der Konversion der fristlosen Kündigung in eine
ordentliche Kündigung bejaht.


